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Liebe Kolleginnen  
und Kollegen, 
 
das Thema Übergangsversorgung 
für Beschäftigte im Justizvollzugsdienst 
der Länder und feuerwehrtechnischen 
Dienst der Freien und Hansestadt 
Hamburg bewegt die betroffenen Be-
schäftigten seit Einführung des TV-L.  
 
Daher sei hier noch einmal ein kurzer 
Rückblick gestattet. Bereits seit dem 
Jahr 2002 ist die Gesamtversorgung 
über die Zusatzversorgung nicht mehr 
möglich. Daher musste mit der Einfüh-
rung des TV-L eine neue Übergangs-
versorgung verhandelt werden. Bereits 
zu dieser Zeit war unser Ziel, eine Ru-
hensregelung ab dem 60. Lebensjahr 
zu vereinbaren.  
 
Dieses Ziel hatten wir nicht erreicht. 
Trotzdem haben wir unser Ziel nie aus 
den Augen verloren und drängen seit 
Einführung des TV-L auf eine andere 
Regelung.  
 
 
 

Am 11. Oktober 2011 fand mit den 
Arbeitgebervertretern der Länder und 
den Arbeitgebervertretern der Ge-
meinden ein gemeinsames Tarif-
gespäch statt.  
 
Unsere Forderung war klar: 
Wir brauchen eine Ruhensregelung 
bis zum Eintritt in die Regelalters-
rente! 
 
Damit hätten wir endlich eine sozial 
ausgewogene Absicherung bis zum 
Eintritt in den verdienten Ruhestand. 
 
Wer sich über Jahrzehnte für andere in 
Gefahr begibt oder den Belastungen 
im Justizvollzug ausgesetzt ist, hat es 
verdient, im Alter sachgerecht versorgt 
zu werden. 
 

Übergangsversorgung 
Tarifgespräche haben endlich begonnen 



 
 

 

Die Arbeitgeberseite war überrascht, dass 

wir bereits die BAT-Regelung überarbei-

tungswürdig ansahen. Unverständnis auch 

darüber, dass wir durch die Anhebung des 

Regelrentenalters eine Absicherung bis 

zum 67. Lebensjahr brauchen. Weiterhin 

besteht Unverständnis, dass wir ein ande-

res System als 2005 vereinbart, verhan-

deln wollen. 

 

Wir finden: 

Unsere Forderung ist nur gerecht!  

Tarifbeschäftigte werden den gleichen 

Belastungen ausgesetzt wie Beamtinnen 

und Beamte.  

 

Auch Tarifbeschäftigte brauchen nach 

einem anstrengenden und gefährlichen 

Arbeitsleben eine sachgerechte und ver-

nünftige Absicherung.  

Das ist ein Zeichen von Wertschätzung 
für oft jahrzehntelange Feuerwehrarbeit 

oder Arbeit im Justizvollzug. 

 

Wir sind in diesem Tarifgespräch nicht 

zum Ergebnis gekommen. Wir liegen weit 

auseinander. Die Vertreter der Arbeitge-

berseite betonten aber, dass ihnen diese 

Berufsgruppen auch wichtig seien und sie 

auch wissen, wie wichtig sie für unsere 

Gesellschaft sind. 

Die TdL wird nun innerhalb ihrer Gremien 

beraten. Unsere Verhandlungskommission 

wird dies natürlich auch tun. 

Über den weiteren Verlauf werden wir 

berichten. 
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